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Erklärungsinhalte übermitteln statt beglaubigte Abschriften von Erklärungen zu verschicken
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Es sollte ein weiterer Anwendungsfall bearbeitet werden, für den der Versand der beglaubigten Abschrift einer Erklärung durch eine XPersonenstandsnachricht ersetzen wird.
Lösung
Es wurde der Anwendungsfall nachträgliche Ehenamenserklärung (ohne Anschlusserklärungen) ausgewählt.
Zur Umsetzung wurde die neue Nachricht 016095 entworfen, die der Übermittlung der Erklärung zur Ehenamensbestimmung vom aufnehmenden Standesamt an das Eheschließungsstandesamt dient.
Als nächster Anwendungsfall wird die Anschlusserklärung des Kindes an die nachträgliche Ehenamensbestimmung bearbeitet, damit der Prozess der nachträglichen Ehenamensbestimmung vollständig digital bearbeitet werden kann.
Der Erklärungsinhalt wird in allen Nachrichten mit einer Zeichenkette und nicht einem .PDF-Dokument übermittelt.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Rahmen der Befassung zu CR 2/2019 „Anhänge an XPersonenstandsnachrichten (2019)“ wurde von der Runde der Personenstandsrechtsreferenten beschlossen, dass für den Anwendungsfall einer Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes an eine Ehenamensbestimmung der Eltern die Übermittlung der beglaubigten Abschrift der Erklärung auf konventionellem Wege an das zuständige, geburtenregistereintragsführende Standesamt durch die Übermittlung des Inhalts der Erklärung in einer XPersonenstandsnachricht ersetzt werden kann.
Dieses Vorgehen sollte ausdrücklich nicht auf diesen Anwendungsfall beschränkt bleiben, sondern das Muster für die Ersetzung des Versands der beglaubigten Abschrift bei weiteren Erklärungen sein.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Aus dem im Rahmen der Arbeiten an CR 2/2019 erstellten Bericht, der dem vorliegenden CR als Anlage 1 beigefügt ist, ergeben sich die folgenden weiteren Anwendungsfälle:
· Bestimmung eines Ehe-/Lebenspartnerschaftsnamens mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren, 
· Namensänderung mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des betroffenen Elternteils (betrifft Nachrichten 016040, 016050, 016060, 016070, 016080),
In der weiteren Bearbeitung wäre die Liste der Anwendungsfälle nochmals auf Vollständigkeit zu prüfen. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Verlag für Standesamtswesen	2019-12-20
Wir halten es für besser, die Erfahrungen der Praxis aus dem mit XPS 1.7.5 substantiell veränderten Prozess abzuwarten, bevor weitere Abläufe verändert werden.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2020-01-09
Diskussion
Der Änderungsbeirat sieht den Nutzen des neuen Verfahrens als gegeben an und sieht keine Notwendigkeit, auf Erfahrungen aus der Praxis zu warten. 
Eventuell ist aber eine Rechtsänderung bei namensrechtlichen Erklärungen nötig, um einerseits den Zeitpunkt der Entgegennahme für das digitale Zeitalter anzupassen, andererseits die Fortführungsfristen der besonderen Aktenbände an die der Sammelakten anzupassen, da sie nun für die entsprechenden Einträge die Nachweisdaten (Original der Erklärung) enthalten.
Beschluss
Der Änderungsbeirat bittet um die Bearbeitung im Jahr 2020. Sofern Arbeiten mit höherer Priorität anstehen, werden diese vorgezogen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2020-01-13
Zum in der Liste der Anwendungsfälle genannten Fall der Ehenamensbestimmung: Diese kann bei jedem Standesamt A abgegeben werden, soweit das nicht bei dem Ehestandesamt E stattfindet, verschickt StA A auf konventionellem Wege eine Abschrift der Erklärung, gemeinsam mit Angaben zu gemeinsamen Kindern und gegebenenfalls Anschlusserklärungen an das StA E.
Da diese Nachricht auf konventionellem Wege stattfindet, wurde es auf der Sitzung des EG im November 2019 nicht für sinnvoll befunden, diesen Prozess bei der Digitalisierung mit zu betrachten. Als Folgefall würde er sich jedoch logischerweise anschließen.
Eine damals erstellte Übersicht über den Prozess findet sich als Anlage 2 zu diesem CR.
Bearbeitung durch: KoSIT (Conrad, Hahn, Weber)	2020-02-05
Es wird ein Zusammenhang zwischen den CRs 40/2019, 39/2019, 44/2019 festgestellt, diese sollen zusammen bearbeitet werden. Die Bearbeitung soll im zweiten Halbjahr 2020 beginnen, falls sich nicht vorher freie Kapazitäten des EGs ergeben.
Bearbeitung durch: KoSIT (Conrad, Hahn, Weber)	2020-04-08
Für den Ersatz von weiteren beglaubigten Abschriften durch XPS-Nachrichten muss ein passender Platz in der Spezifikation für diese Nachrichten gefunden werden. Im Zuge der Umstrukturierung des Kapitels zu namensrechtlichen Erklärungen ohne Registereintrag (siehe CR 44/2019, Eintrag vom 2020-07-04) wird vorgeschlagen, die Nachrichten in diesem Kapitel unterzubringen, da die Erklärungen von jedem Standesamt aufgenommen werden können, es also keinen Registereintrag gibt.
Es wird vorgeschlagen, dort ein Kapitel pro Register einzuführen. Es wird dann zwei Unterabschnitte geben, einer für Nachrichten, die normalerweise von diesem Register ausgehen würden und Mitteilungspflichten erfüllen, und einer für Nachrichten die eine Erklärung an dieses Register weiterleiten.
Die Nachrichtennummern dieser Nachrichten sollen durch eine Ziffer 3 an der vierten Stelle verdeutlichen, dass es sich um Nachrichten handelt, die den Inhalt einer Erklärung beinhalten und weiterleiten. Die dritte Ziffer verdeutlicht bei Nachrichten normalerweise, aus welchem Register diese Nachrichten kommen. Im Falle dieser Nachrichten sollen sie verdeutlichen, an welches Register die Mitteilung erfolgt.
Es gibt bisher nur eine Nachricht, die diese Aufgabe wahrnimmt, die Nachricht 016090 die die Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes an einen im Rahmen einer Eheschließung bestimmten Ehenamen an das Geburtenregister des Kindes mitteilt. Diese Nachricht sollte dann die Nummer 011310 erhalten. Die 1 an der dritten Stelle verdeutlicht, dass die Nachricht an ein Geburtenregister geschickt wird. Die 3 an der dritten Stelle, dass es sich um eine Nachricht zur Mitteilung eines Erklärungsinhalts handelt.
Eingeordnet werden soll die Nachricht in einem Abschnitt 3.9.1.2, der Nachrichten an ein Geburtenregister zur Übermittlung von Erklärungsinhalten behandelt. Bisher gibt es nur eine Nachricht an ein Geburtenregister, daher ist der Abschnitt 3.9.1 der einzige der zwei Unterabschnitte haben wird.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2020-08-30
Der CR soll aus Kapazitätsgründen nicht mehr im Rahmen der Version 1.7.6 erarbeitet werden.  

Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-01-04
In diesem Eintrag wird eine Übersicht über den bisherigen Arbeitsstand betreffend die Digitalisierung der Übermittlung von Erklärungsinhalten gegeben, sowie die geplante weitere Bearbeitung skizziert, um dem Änderungsbeirat eine Entscheidung zu ermöglichen.
Bisheriger Arbeitsstand
Der Änderungsbeirat 2020 hat im Anschluss an die Digitalisierung der Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes an einen bei der Eheschließung bestimmten Ehenamen beschlossen, dass zur Version 1.7.6 von XPersonenstand weitere Erklärungen digitalisiert werden sollen.
Als Kandidat für eine weitere Erklärung wurde eine Namensänderung mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des betroffenen Elternteils identifiziert (Details siehe Anlage 1).
Zur Vorbereitung der weiteren Arbeiten wurde eine Systematik zur Einordnung dieser Nachrichten in die Spezifikation entwickelt (Details siehe Eintrag 2020-04-08).
Der Änderungsbeirat hat im Umlauf beschlossen, die Arbeiten an dem Thema aufgrund der durch die Corona-Pandemie eingeschränkten Ressourcen für letztes Jahr einzustellen.
Geplante weitere Bearbeitung
Aus den beiden, vom Expertengremium als mögliche Anwendungsfälle identifizierten Fällen ist derjenige zu ermitteln, der für die Umsetzung am geeignetsten ist. Es sollte vor allem anhand von Arbeitsaufwand im Standesamt sowie den Fallzahlen entschieden werden. Im Anschluss müssen für diesen Anwendungsfall die nötigen Mitteilungen spezifiziert sowie der Prozess beschreiben werden. Die bereits in 1.7.5 entwickelte Nachricht zur Anschlusserklärung sowie die neu entwickelte Nachricht sind dann anhand der vorgeschlagenen Systematik in der Spezifikation unterzubringen.
Die Bearbeitung dieses Themas ist ausdrücklicher Wunsch der Personenstandsrechtsreferenten, es sind auch schon Vorarbeiten geleistet. Falls also neben den Arbeiten zur Erfüllbarkeit neuer gesetzlicher Mitteilungspflichten durch XPersonenstand noch Kapazitäten vorhanden sind, sollte es dieses Jahr bearbeitet werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-06-17
Der Änderungsbeirat bittet das EG wenn möglich in der zweiten Jahreshälfte in einem weiteren Anwendungsfall den Versand der beglaubigten Abschrift einer Erklärung durch eine XPersonenstandsnachricht zu ersetzen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2022-01-06
Nachdem die Bearbeitung in 2021 zeitlich nicht mehr möglich war, sollen auf der Sitzung EG 22-01 folgende Fragestellungen diskutiert werden:
1. Gibt es neben den beiden im Lösungsvorschlag genannten Anwendungsfällen weitere, die betrachtet werden sollten?
2. Welcher der Anwendungsfälle würde bei Umsetzung den größten Nutzen für die Standesämter bringen (Fallzahlen, Arbeitserleichterung) und sollte prioritär umgesetzt werden?
3. An welcher Stelle der Spezifikation können die Anwendungsfälle sinnvoll behandelt werden?
4. Inwiefern weicht der Prozess vom bereits implementierten Prozess bei der Ehenamenbestimmung ab? Kann dieser als Vorlage benutzt werden?
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-01-11
In den im Lösungsvorschlag genannten Bericht ist außerdem noch die Namensänderung bei Volljährigen-Adoption als Anwendungsfall genannt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-01-13
Der Prozess „Ehenamenserklärung (ohne Anschlusserklärungen)“ wurde wie folgt modelliert:
[image: ]
Vgl. Prozessbild in MD „AF3 nachträgliche Ehenamensbestimmung SOLL-Prozess“
Auch wenn das aufnehmende Standesamt auch das Eheregister führt, würde wohl eine entsprechende Nachricht vom Standesamt an sich selbst versendet, um die internen Prozesse zu vereinfachen. Bei anderen Anwendungsfälle wird dies bereits so gehandhabt.

Frage: Besteht Ähnlichkeit zu Nachricht 012055? 
Aufgabe: Es sollen alle Nachrichten in diesem fachlichen Zusammenhang auf Konsistenz geprüft werden.

Folgende Datenpunkte für die Nachricht wurden grob identifiziert:
· Namen und Geburtsdaten (Ort, Datum) der Erklärenden
· Daten zur Eheschließung (inkl. Registernummer, Tag, Ort, Standesamt)
· Nachweis zu den Personen („ausgewiesen durch“)
· Codeliste hierzu ist in AutiSta vorhanden
· Die Codeliste aus AutiSta (Lieferung durch VfSt) soll als offene Typ 1 Liste in XPersonenstand aufgenommen werden
· Keine Änderung an der bestehenden Codeliste „identifizierungsart“
· Anschriften
· Erklärungstext (wortwörtlich, damit kann ggf. die Übermittlung eines PDF entfallen)
· Das Fachverfahren stellt Textbausteine für den Erklärungstext bereit, die ggf. aber ergänzt werden.
· Bei Erstellung im Fachverfahren kann der Erklärungstext direkt in die Nachricht übernommen werden.
· Namensführung von Ehegatte 1 bzw. 2
· Vollständige Namen (inkl. Geburtsname) nach Erklärung
· Welcher Name als Ehename bestimmt wird ist Teil des Erklärungstextes und wird vom Eheschließungsstandesamt in den entsprechenden Codewert übersetzt.
· Angaben zu Kindern unter 5 Jahren
· Anzahl (offene Frage ob nur unter 5 oder alle Kinder gezählt werden)
· Je Kind: Name, Anschrift, Geburtstag, -ort, Registrierungsdaten
· Das Eheschließungsstandesamt teilt die Erstreckung dem Geburtsstandesamt des Kindes mit (Nachricht 012050)
Aufgabe: Die detaillierte Modellierung erfolgt durch die KoSIT auf Grundlage des Vordrucks (Lieferung des VfSt). 
Besprechung des Entwurfs in EG 22-02 sowie Diskussion, wie Anschlusserklärungen in den Prozess aufgenommen werden können.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2022-01-25
Es wurde die neue Nachricht 016095 entworfen, die der Übermittlung der Erklärung zur Ehenamensbestimmung vom aufnehmenden Standesamt an das Eheschließungsstandesamt dient.
Insbesondere folgende offene Fragen müssen durch das EG geklärt werden:
1. Was ist als Rechtsgrundlage der Nachricht zu vermerken?
2. Eine Übermittlung von IDNr unterbleibt, da diese im aufnehmenden Standesamt nicht erfasst werden.
3. Muss für die Ehegatten auch eine Auslandsanschrift möglich sein?
4. Bei den identifizierten Datenpunkten war auch „Daten zur Eheschließung“. Reicht hier die Angabe der Daten in „Identifikation.Zieleintrag“ (Tag, Ort der Eheschließung wären hier nicht enthalten)?
5. Wie ist der Prozess zu erweitern, wenn sich die Namensbestimmung kraft Gesetz auf gemeinsame Kinder unter 5 Jahren erstreckt?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-02-09
Diskussion zu weiteren Anwendungsfällen:
Es wurde diskutiert, ob andere Anwendungsfälle einen höheren Mehrwert bieten würden. Identifiziert wurden folgende Anwendungsfälle:
· Bestimmung eines Begleitnamen
· Widerruf eines Begleitnamen,
· Wiederannahmeerklärung zum Geburtsnamen nach Auflösung der Ehe.
Vorteil wäre ein einfacherer Prozess, da nur eine Person beteiligt ist und keine Erstreckung betrachtet werden muss.
Zu den Anwendungsfällen können folgende Auswertung durch AutiSta bereitgestellt werden:
· Namensänderung in der Ehe
· Namensänderung nach Auflösung der Ehe.
Beschluss:
Es soll zunächst das Mengengerüst abgefragt werden, damit entschieden werden kann, ob die nachträgliche Ehenamensbestimmung oder die Wiederannahme des Geburtsnamens ein lohnenderer Anwendungsfall wären.
Außerdem sollen weiter Erfahrungen mit der Nachricht 016090 gesammelt werden.
Die rechtlichen Grundlagen werden in § 46 PStV durch das 3. PStRÄndG aufgenommen. 

Vorschlag zum Thema Anhang von PDFs (vgl. § 46 PStV neu):
Wie in XPersonenstand mit PDFs der Erklärungen und weiterer Unterlagen umgegangen werden soll, wird im CR 2/2021 zum 3. PStRÄndG behandelt.
Als Vorschlag zum Prozess wurde diskutiert:
· Nach Abgabe der Erklärung:
· Erstellung des PDF der Erklärung durch das Fachverfahren
· elektronische Signatur durch den Standesbeamten
· Übermittlung des PDF als Anhang an eine XPersonenstand-Nachricht
· Es erfolgt kein Scannen des von den Erklärenden unterschriebenen Dokuments
· Wenn das PDF übermittelt wird, können unstrukturierte Daten aus der XPersonenstand-Nachricht gestrichen werden (z. B. der Erklärungstext)
· Bezüglich „weitere Unterlagen“ (in der Verordnung derzeit nicht näher spezifiziert, z. B. Eheurkunde, Scheidungsurteil, etc.) wurde diskutiert:
· In den „einstufigen“ Prozessen (ohne Erstreckung) sind vermutlich keine weiteren Unterlagen notwendig, da die empfangenden Standesämter als Registerführer i. d. R. über die notwendigen Informationen bereits verfügen
· Bei neuen Anwendungsfällen muss jeweils geprüft werden, ob weitere Unterlagen notwendig sind.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2022-02-23
Herr Tode berichtet von der Diskussion zu dem Thema in der Personenstandsrechtsreferentenrunde. Im Zusammenhang mit der Aufnahme der Erklärung kann es erforderlich werden, dass zusätzliche Unterlagen, Dokumente oder Urkunden vorgelegt werden müssen (z.B. erweiterte Meldebescheinigungen, Negativatteste SorgeR, Zustimmungserklärungen, Scheidungsurteile, Passkopien bei ausl. Staatsangehörigkeit etc.). Diese sollten als PDF-Anlagen an das Standesamt, das für die Eintragung der Erklärung zuständig ist und in diesem Zusammenhang das Vorliegen der Voraussetzungen für die Wirksamkeit der Erklärungen zu prüfen hat, übermittelt werden. Eine elektronische Übermittlung der Daten an das empfangszuständige Standesamt erleichtert dort die Eintragung der Folgebeurkundung (analog dem derzeitig praktizierten Verfahren zur Anmeldung Eheschließung), kann aber für sich allein nicht ausreichend für die Prüfung der Wirksamkeitsvoraussetzungen sein. Das registerführende Standesamt kann seiner ihm nach § 5 PStV obliegenden Prüfungspflicht nur nachkommen, wenn ihm in Ergänzung der elektronisch übermittelten „Erklärungsdaten“ auch der genaue Wortlaut, m.a.W. eine beglaubigte Abschrift der abgegebenen Erklärung oder das eingescannte Bilddokument (PDF) der Erklärung sowie die sich auf die Erklärung beziehenden erforderlichen (urkundlichen) Nachweise vorliegen. Darauf hatten auch einige Länder (z.B. Nordrhein-Westfalen) in ihren Stellungnahmen zum Diskussionsentwurf eines 3.PStRÄndG hingewiesen. Die PDF-Dokument müssen jedoch nicht signiert sein.
Weitere Dokumente sollen als PDF-Dokument übermittelt werden, soweit diese für eine Beurkundung notwendig sind. Nach Einschätzung von Herrn Beck ist dies nur bei der Einbenennung nicht gemeinsamer Kinder der Fall.
Das Expertengremium muss in 2022 die Nachrichten zur Übermittlung eines Erklärungsinhaltes anpassen, damit der Erklärungstext zukünftig als PDF-Dokument statt als Zeichenkette übermittelt wird. Die Übermittlung von zusätzlichen Dokumenten ist in den bisherigen Fällen nicht notwendig, für zukünftige Fälle muss dies jedoch mitgeprüft werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-03-11
PDF
Die Personenstandsrechtsreferenten haben sich dafür ausgesprochen, dass der Inhalt der Namenserklärung in den Nachrichten über ein .PDF-Dokument übermittelt werden soll. Dieses Dokument muss nicht signiert sein. Es soll die Übermittlung der Namenserklärung als Zeichenkette ersetzen. 
Weiters sollen begleitende Dokumente, die für die Beurkundung der Namenserklärung notwendig sind, auch als .PDF-Dokument verschickt werden. Dies ist jedoch nach Ansicht des Änderungsbeirats nur bei der Einbenennung von nicht gemeinsamen Kindern notwendig.
Für die bisherigen Anwendungsfälle (Anschlusserklärung des gemeinsamen Kindes, Nachträgliche Ehenamensbestimmung bzw. Wiederannahme) soll das EG prüfen, ob hier ggf. zusätzliche Dokumente benötigt werden.
Falls dazu Zeit ist, sollte auch überprüft werden, ob zukünftig PDF-Dokumente als Anhänge an die OSCI-Nachricht statt im .XML übermittelt werden sollen.
Mengenkonstrukt
Für die zweite Ausbaustufe der Datenabrufe wurde in 2021 (CR 32/2020) eine Erhebung bei den im EG beteiligten StAs durchgeführt, welche Beurkundungen wie oft stattfanden. Dabei kam es betreffen der Folgebeurkundungen im Eheregister zu folgenden Ergebnissen: 
· Namensänderungen in der Ehe – rund 2000 Fälle, oder rund 10% der Erstbeurkundungen
· Namensänderungen nach der Ehe – rund 2000 Fälle, oder rund 10% der Erstbeurkundungen
Bei Namensänderungen in der Ehe handelt es sich großteils um nachträgliche Ehenamensbestimmungen, bei Namensänderungen nach der Ehe großteils um Wiederannahmen des Familiennamens vor der Ehe. Alleine aufgrund der Mengen gibt es also so gut wie keinen Unterschied zwischen den beiden Anwendungsfällen.
Enscheidungsmöglichkeiten
Die Entscheidung, welchen der Anwendungsfälle man wählt, muss also aufgrund von anderen Kriterien entschieden werden. 
Möglichkeit 1 Im Standard werden sowohl die Wiederannahme wie auch die nachträgliche Ehenamensbestimmung umgesetzt. Vorteile davon: Die Arbeit an der nachträglichen Ehenamensbestimmung geht nicht verloren, es sind mehr Prozesse ohne Versand der beglaubigten Erklärung möglich. Nachteile: Zusätzlicher Aufwand für das Fachverfahren.
Möglichkeit 2 Die Arbeit an der nachträglichen Ehenamensbestimmung wird zurückgeschraubt, stattdessen wird die Wiederannahme implementiert. Vorteile: Das Fachverfahren hat weniger Umsetzungsaufwand, Nachteile: Die Arbeit an der nachträglichen Ehenamensbestimmung ist (fürs erste) nutzlos gewesen.
Möglichkeit 3 Die Arbeit an der nachträglichen Ehenamensbestimmung wird normal fortgesetzt, die Wiederannahme wird für nächstes Jahr ins Auge gefasst. Hier bestehen beide Vorteile ohne die Nachteile
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-03-11
Um die Anforderungen der Personenstandsrechtsreferenten umzusetzen wurden folgende Änderungen vorgenommen:
· Die Felder sowie Dokumentationen zur Übermittlung des Erklärungstextes in den Nachrichten 016090 sowie 016095 wurden von Zeichenketten zu base64 geändert, die Dokumentation verlangt nun ein PDF-Dokument.
Bearbeitet durch: Interne QS (Budke, Conrad, Hahn)	2022-11-28
Die Datentypen zur Übermittlung des Erklärungstextes in den Nachrichten 016090 sowie 016095 wurden aufgrund von Informationen des BMI auf eine Zeichenkette zurückgestellt. Die QS-Instanz hat dies zu prüfen.
Nachdem der CR in der Aprilsitzung des EG aufgrund von fehlender Sitzungszeit nicht aufgerufen wurde, ist er liegengeblieben. Ohne Beteiligung des EG entscheiden wir uns für Variante 3 aus der Bearbeitung vom 2022-03-11, die Nachricht 016095 dient also nur der nachträglichen Namenserklärung.
Für das nächste Jahr wird ein CR erstellt, mit dem die Anschlusserklärung des Kindes über 5 Jahre bearbeitet werden kann, damit der ganze Prozess der nachträglichen Ehenamensbestimmung digitalisiert ist. Die Wiederannahme wird dann im übernächsten Jahr im Rahmen eines CR bearbeitet.
Damit ist dieser CR abgeschlossen.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2022-12-14
Die QS-Instanz beschließt einstimmig:
1. Der Inhalt der Namenserklärung wird zurecht als Zeichenkette übermittelt.
2. [bookmark: _GoBack]Die Lösung deckt die Anforderungen der Problemstellung ab und ist rechtskonform.
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